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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Sick, Schuite (Schwäbisch Gmünd), 
Dreyer, Dr. Jobst, Kiechie, Tilimann, Frau Tübier, Seiters, Dr. Waffenschmidt, 
Straßmeir, Werner und Genossen 
- Drucksache 7/1792 - 

betr. Mineraiöisteuer, Stückgutverkehr und Personaiverkehr bei der Bundesbahn 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 8. April 
1974 - I B 4 - VE 1009 - 4/74 - Ve 4000 - 23/74 - namens der Bun- 
desregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, die Mineralöl- 
steuer zu senken zugunsten verkehrsferner ländlicher Räume, 
für die der Individualverkehr für Personen und Güter vorläufig 
nicht ersetzbar ist? 

Der Frage liegt die Annahme zugrunde, daß die Erhöhung der 
Mineralölsteuer vom 1. Juli 1973 sich nachhaltig schädlich für 
die Einkommens- und Erwerbsstruktur ländlicher, verkehrs- 
schwacher Räume auszuwirken drohe. Beweise dafür wurden 
bisher nicht erbracht. V\/ie die Bundesregierung mehrfach und 
unwiderlegt zum Ausdruck gebracht hat, sind solche Nachteile 
weder eingetreten noch zu erwarten. 

Eine Senkung der Mineraiöisteuer muß auch abgelehnt werden, 
weil dadurch erhebliche Lücken im Bundeshaushalt eintreten 
würden. Schon auf Grund des zur Zeit rückläufigen Mineral- 
ölverbrauchs ist damit zu rechnen, daß 1974 nach gegenwärtiger 
Schätzung um etwa eine Milliarde DM weniger Mineraiöisteuer 
aufkommen wird als ursprünglich veranschlagt war. Eine Sen- 
kung der Steuer um nur 1 Pfennig je Liter würde einen weiteren 
Ausfall um etwa 400 Mio DM bringen. Der Ausgleich solcher 
Ausfälle durch Anhebung anderer Steuern ist nicht vertretbar. 
Zusätzliche Verschuldung des Staates zu diesem Zweck muß 
gleichfalls ausscheiden. Eine Einschränkung des Haushaltsvolu- 
mens ist ebenso abzulehnen, weil damit Nachteile für andere 
Bereiche verbunden wären, die sich nicht rechtfertigen lassen. 
Insbesondere würde die finanzielle Basis für den weiteren Aus- 
bau der Verkehrsinfrastruktur geschmälert, was auch nicht im 
Interesse der ländlichen Räume liegt. 

Eine Steuersenkung läßt im übrigen nicht ohne weiteres erwar- 
ten, daß sich auch die Verbraucherpreise entsprechend ermä- 
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ßigen, da unmittelbar gesetzliche Eingriffsmöglichkeiten des 
Staates auf die Preise nicht bestehen. 


2. Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die jetzige gleich- 
mäßige Belastung mit Mineralölsteuer in allen Gebieten der 
Bundesrepublik den Zielen der Raumordnungspolitik, wie sie in 
dem Entwurf zum Bundesraumordnungsplan dargelegt sind, 
entsprechen? 

Die Bundesregierung hält die Mineralölbesteuerung als Instru- 
ment oder als Anknüpfungspunkt für raumordnungspolitische 
Maßnahmen für nicht geeignet. Denn eine regionale Differenzie- 
rung des Steuersatzes ist nicht durchführbar. Die Treibstoffe 
werden von den Raffinerien und Steuerlagern versteuert, ohne 
daß dabei erkennbar wäre, wohin die versteuerten Treibstoffe 
abgegeben werden und wo und durch wen sie später verbraucht 
werden. An den Tankstellen kann darum nur einheitlich ver- 
steuerter Treibstoff bezogen werden. 

Die Bundesregierung ist im übrigen nicht der Meinung, daß die 
jetzige Mineralölbesteuerung die angestrebten raumordnungs- 
politischen Ziele wesentlich berührt. 


3. Ist die Bundesregierung bereit zu erklären, welche Entwicklungs- 
vorstellungen für die ländlichen Räume bestehen, wenn durch 
verkehrspolitische und durch verkehrspolitisch relevante finanz- 
politische Maßnahmen die Standortbedingungen nachhaltig ver- 
schlechtert werden? 

Die der Frage zugrunde liegenden Annahmen treffen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung nicht zu. 

Durch verkehrspolitische oder durch verkehrspolitisch relevante 
finanzpolitische Maßnahmen ist eine gravierende und nachhal- 
tige Verschlechterung der Standortbedingungen nicht eingetre- 
ten. Im übrigen verweist die Bundesregierung hinsichtlich ihrer 
Vorstellungen über die Entwicklung der ländlichen Räume zum 
Beispiel auf den Raumordnungsbericht 1972 {Drucksache VI/3793) 
und die Antwort auf Frage 10 zur Großen Anfrage der Fraktion 
der CDU/CSU (Drucksache 7/985 vom 5. September 1973). 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundesbahn 
mit dem „Plan 400" die Stückgutabfertigung weiter drastisch 
verringern will, und daß bei der Deutschen Bundesbahn Pläne 
bestehen, den Personenverkehr in den genannten Gebieten in 
erheblichem Umfange einzustellen? 

Die in der Frage genannten Maßnahmen 

— Verminderung der Abfertigungsstellen im Kleingutverkehr 
und entsprechender Ausbau der Flächenbedienung auf der 
Straße, auch durch enge Zusammenarbeit mit dem Straßen- 
güterverkehrsgewerbe, und 

— Ersatz des Schienenpersonenverkehrs durch Omnibusse in 
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den dafür geeigneten Gebieten - also keine Aufgabe des 
Personenverkehrs - 

entsprechen den verkehrspolitischen Zielen der Bundesregie- 
rung und sind von ihr mehrfach angekündigt worden. Beide 
Maßnahmen sind nicht nur betriebswirtschaftlich, sondern auch 
volkswirtschaftlich sinnvoll und bewirken keine Verschlechte- 
rung, in der Regel sogar eine Verbesserung der Verkehrsbedie- 
nung. Nähere Aussagen hierzu enthält das Bundesverkehrs- 
wegeprogramm (Drucksache 7/1045, dort. Tz. 23, 25, 28, 89). Im 
übrigen wird jeder Einzelfall nach einem ausführlichen Verfah- 
ren auch unter Berücksichtigung aller raumrelevanten Gesichts- 
punkte sorgfältig geprüft. 


5. Kann die Bundesregierung zu den Plänen der Deutschen Bundes- 
bahn über Stillegung von Personenverkehr auf der Schiene ge- 
naue Angaben über die im einzelnen vorgesehenen Strecken 
bekanntgeben, oder ist die Bundesregierung bereit, die Deutsche 
Bundesbahn aufzufordern, solche Angaben unverzüglich bekannt- 
zugeben? 


Im Hinblick darauf, 

- — daß die Verlagerung des Personenverkehrs von der Schiene 
auf die Straße in den ländlichen Gebieten keine Verschlech- 
terung der Verkehrsbedienung bedeutet, 

— daß dieser Prozeß nur schrittweise vorgenommen werden 
kann, 

— daß vor den Einzelentscheidungen umfangreiche Unter- 
suchungen notwendig sind und 

— daß Bevölkerung und Wirtschaft im Einzugsgebiet einer 
stillzulegenden Strecke rechtzeitig informiert werden, 

hält die Bundesregierung das in der Frage angeregte Verfahren 

nicht für sinnvoll. 


6. Besteht bei der Bundesregierung eine Koordination zwischen der 
Finanzpolitik, der Verkehrspolitik und der Raumordnungspolitik, 
die über den Rahmen der Kabinettsbesprechungen hinausgeht? 
Wenn ja, ist diese Zusammenarbeit institutionalisiert, und wel- 
ches ist das Institut? 

Die Verantwortung für Finanzpolitik, Verkehrspolitik und 
Raumordnungspolitik des Bundes, mithin auch für deren Koor- 
dination, liegt nach dem Grundgesetz bei der Bundesregierung. 
Das Verfahren richtet sich nach der „Gemeinsamen Geschäfts- 
ordnung der Bundesministerien". Zur Vorbereitung ihrer Ent- 
scheidungen bedient die Bundesregierung sich insbesondere 
auch der zuständigen Kabinettausschüsse und interministeriel- 
len Gremien. 
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